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.Generalaufgebot zur 
Anbauschlacht". 

i m .  
Welche Stuf gäbe stellt sich nun uns in Liech-

tenstein im Rahmen der schweizerischen An-
bauschlacht? 

Teillösungen haben wir die letzten Jahre 
im Voranschreiten der Selbstversorgung des 
Landes erreicht» aber es ist noch lange nicht 
das. was für den heutigen Stand der Ernäh
rungslage als befriedigend bezeichnet werden 
könnte. Die Verordnung der Regierung vom 
17. Oktober zur Sicherstellung der Ernährung 
der Bevölkerung des Landes bildet eine 
Grundlage für die Austragung der Anbau-
schlacht in unserem Lande, die Mobilisierung 
der Kräfte muß erst noch erfolgen. Das Pro-
blem des Arbeitsemsatzes wird dabei wohl die 
wichtigste Rolle spielen und verlangt neben 
der Ueberwachung der Tätigkeit der Anbau? 
Kommissionen in den Gemeinden heute schon 
ein Hauptaugenmerk der Behörden. Wie wer-
den die nötigen Arbeitskräfte beigestellt oder 
vielmehr, w'e werden sie in den ganzen An-
bauplan eingestellt? wird mit eine der Grund-
fragen bleiben. 

Datourch, daß eine große Anzahl von Kräf-
ten durch die Anbaupslicht eines jeden Fami-
lienhalters in den Mehranbau eingeführt 
wird, ist e'n Teil der Aufgabe des Arbeits-
einsatzes glücklich gelöst. Eine Mehrausnüt-
zung der Arbeitskrast wird dadurch erzielt. 
Wenn der Landwirt gehalten ist, mit seinen 
bisherigen Kräften mehr anzubauen, so mutz 
auch der Arbeiter und Angestellte über seine 
bischerige Arbeitsleistung hinaus zur Versor-
gung beitragen. Es  herrscht hierin im Lande 
vielfach noch eine unrichtige Auffassung, der 
Landwirt ist der Meinung, es werde die gan
ze Last auf seine Schultern abgeladen. Dann 
ist es wieder die fehlende geistige Einstellung 
für den Ernst der Situation, die der richtigen 
Einstellung entgegensteht. Bisher ist es uns 
ganz leidlich gegangen, wir stecken noch zu 
viel in der Vergangenheit und in der Gegen-
wart und vermögen die eventuell wartende 
-ernste Zukunft nicht in unser geistiges Blick-
feld zu bringen. Wir würden deswegen eine 
Propaganda- und Aufklärungsaktion der in 
Betracht fallenden Behörden zu Beginn des 
neuen Jahres als angezeigt erachten. 

Borher wird sich aber die Behörde auch im 
klaren sein müssen, wie sie über die Stellung 
der Arbeitskraft des betreffenden Anbauers 
für sein Areal mit dem weiteren Einsatz der 
Arbeitskrast fertig zu werden gedenkt. Wir 
wollen uns über die Schwierigkeit d'efes Pro-
Werne keine- Illusionen machen, die Lage aber 
erfordert die t o t a l e  M o b i l i s i e r u n g  
d e s  A r b e i t s e i n s a t z e s .  Wie diese durch-
zuführen ist, soll die Bchörden heute bereits 
schon beschäftigen. Bei uns gibt es keine 
Stadt, die ihre Jugend in der Freizeit für 
den Anbau oder für die Ernte aufs Land 
bringen könnte. Vielleicht 90% sind mit der 
Scholle ohnehin verbunden, sie werden alle 
am Wohnsitze ihre Arbeitskraft einsetzen kön-
nen. Es bliebe noch die Pfadfinderorganisa-
tion. die bereit sein wird, ihre Kräfte in den 
Dienst der Anbauschlacht für das Vaterland 
zu stellen. Es müssen aber noch zusätzliche 
Kräfte für den Dauerdienst in der Landwirt-
schaft bereitgestellt werden. 

Die Selbstversorgung von Angestellten und 
Arbeitern wird den Arbeitgebern auch die 
Pflicht auferlegen, derartige Bemühungen zu 
unterstützen. Die größten Schwierigkeiten 
aber wird, wie gesagt, die ^Beschaffung von 
Arbeitskräften bieten, d e  auf den landwirt-
schaftlichen Betrieben neu eingesetzt werden 
müssen, wenn das Anbauprogramm der Re-
gierung zur Durchführung kommen soll. Man 
wird in dieser Notzeit nicht darum herum

kommen, Arbeitskräfte, die früher in land
schaftlichen Arbeiten sich betätigten. d. Land-
Wirtschaft zuzuhalten. Anders wird sich ein 
Arbeitsdienst in irgendeiner Form kaum um-
gehen lassen. Vergessen wir nicht, wir leben 
in einem Ausnahmezustand und setzen uns 
ein, jeder für sich und damit für alle. 

Schlimmstenfalls wird es allerdings Pflicht 
der Behörden werden, zur Sicherung eines 
vollen Erfolges mit Zwangsmaßnahmen ein-
zuschreiten. I m  Pflichtanbau für einen jeden 
find sie bereits enthalten, sie könnten aber 
im schlimmsten Falle bei aller Antipathie für 
Zwang auch aus die Verteilung der Arbeits-
kraft zur Notwendigkeit werden. Das soll 
und wird aber die Behörden nicht daran hin-
dern, im bevorstehenden Kampf um die Le-
bensmittelversorgung vor allem und so weit 
als mögl'ch an die Einsicht und an die freie 
Einsatzbereitschaft der Bürger zu appellieren, 
sie das Notwendige und Unvermeidliche nicht 
als lästigen Zwang, sondern vielmehr als gro-
ße Aufgabe im Dienste des Landes empfinden 
lassen. Die „N. Z. Z." schrieb in ihrem Geno-
ralausgebot zur Anbauschlacht um M'tte De-
zember: „Die bevorstehende Aktion greift in 
den Lebensbereich einer so großen Zahl von 
Mitbürgern ein, daß ein durchschlagender Er-
folg überhaupt nur durch die verständnisvol-
le Einordnung des Äewalthaufens der vom 
Generalaufgebot zur Anbauschlacht erfaßten 
Volkskreise erzielt weroen kann". 

Oben haben wir bereits gesagt, daß man 
sich bis heute noch kaum zur geistigen Diszi-
plin einer Kriegsplanwirtschaft durchgerun-
gen hat. Neben sachlichen Schwierigkeiten 
werden also vorerst die psychologischer Natur 
zu überwinden sein. Diese können aber viel-
leicht weitgehend überwunden werden, wenn 
rechtzeitig die richtigen Konsequenzen gezo-
gen werden und frühzeitig auch eine ricytig-
gehende Aufklärung des gesamten Volkes be!-
trieben wird. Die Zeit, die wir  noch zur Ver-
fügung haben, ist knapp bemessen. J e  rascher 
die Mobilisation der Kräfte in Angriff ge-
nommen werden kann, umso besser werden 
die Erfolgsaussichten sein. 

Wir schließen unsere Ausführungen zum 
„Generalaufgebot zur Anbauschlacht" mit den 
Worten der „N. Z. Z " :  „Ein voller Erfolg 
würde nicht nur  die Sicherstellung der Lan-
desversorgung mit den notwendigen Lebens-
Mitteln bedeutend erleichtern, sondern aller 
Voraussicht nach darüber hinaus auch Aus-
Wirkungen staatspolitischer Natur haben, de
ren Wert ebenfalls nicht leicht überschätzt 
werden kann". 

Aus dem Landtag. 
I n  der Sitzung vom letzten Montag befaß 

te sich der Landtag mit dem Voranschlag für 
das Jahr  1941. Die erste Lesung und Bera-
tung. aus der einige Abänderungen resultier
ten, wurde in der vorgängigen Konserenzsit-
zung vorgenommen. Diese Beratungen er-
streckten sich bis 4 Uhr nachmittags. Nach 4 
Uhr fand die Eröffnung der öffentlichen S i t  
zung im Landtagssaal mit Begrüßung der 
Abgeordneten durch Herrn Präsident From-
melt statt. Nach Erledigung der Protokolle 
wurde gleich die Budgetberatung aufgenom-
men und die zweite Lesung des Voranschla 
ges durchgeführt. I n  der Schlußabstimmung 
wurde derselbe einstimmig angenommen. Er  
schließt bei einer Einnahmensumme von Fr.  
1,932,200.— gegen den Ausgabenbetrag von 
Fr. 1,918,713.80 mit dem recht bescheidenen 
Ueberschuß von Fr. 13,484.— ab, wozu aller-
dings zu bemerken ist, daß in diesem Budget 
noch ein Betrag von 250,000.— Fr. außeror
dentlicher Ausgaben — Kanalbau usw. • 
Unterkunst gesunden hat. Mehrkosten aus 
diesem Titel würden aus dem Anleihemoege 

bc schafft werden müssen. Die Kosten der Rül-
si?- und der Rheinbauten werden wie bisher 
mit 70% übernommen, die Vermögens- und 
Erwerbsteuer sowie die Gemeindezuschläge 
bleiben mit den bisherigen Tlnsätzen festge
setzt. 

An Einnahmenposten verzeichnen: Abga-
tnnverwaltung Fr. 500,000.—, Post- u. Mar
kenregal 631,700.—, Zoll und Salzmonopol 
468,000.—, Zinsen und Gewinnabgaben Fr.  
240,000.—, Taxen und Gerichtsgebühren usw. 
30,500.—, Landesverwaltung 26,100.—, Schu-
le 2,500.—, Bauwesen 17,300.—, Land- und 
Forstwirtschaft 15,100.—, Auflagen 6,000.—. 
Bei den Ausgabenposten figuriert an erster 
Stelle das Bauwesen mit 447,400.—, dann 
Post. Telephon, Telegraph und Marken Fr.  
240,700—, Schule 189,700.—, Land- u. Forst-
Wirtschaft 185,500.—, Landesverwaltung Fr.  
178,000.—, Soziale Fürsorge 165,000.—, Ge-
richtswesen 55,000.—, Abgabenverwaltung Fr.  
31,500.—, und endlich Zinsen und Amortisa-
tionen mit 415,000.— Franken. 

I m  Uebr'gen verweisen wir auf das ge-
schriebene Protokoll, mit dessen Abdruck wir 
heutq beginnen. 

Protokoll 
über die öffentliche Landtagssitzung vom 

. »!} Dez. .1940, Beginn nachmittags 4 Uhr. 
Äwesend: Dr. O. Schädler. 
Regierungsvertreter: Regierungschefstelloer-

treter Dr. Vogt. , 
Schriftführer Gaßner. 

Präsident eröffnet die öffentliche Sitzung 
u. begrüßt die Herren Abgeordneten. Sodann 
werden die Protokolle der letzten 2 öffentli-
chen Sitzungen verlesen und genehmigt. Dann 
geht der Landtag über zur Behandlung des 
Budgets für das Jahr  1941 . 

Nachdem in der Konferenz bereits die 1. 
Lesung stai ° A beginnt der Präsident die 2. 
Lesung des Gesetzes. 

Bei Titel II bemerkt der Präsident, daß ge-
mäß einem Konferenzbeschluß von einer 
Mehranstellung von Lehrern anstelle von 
Lehrschwestern vorläufig abgesehen werden 
soll. 
Titel III: Bauwesen: 

Mg.  Bühler: Ich möchte erwähnen, daß die 
Gemeinde Mauren allen Grund hat, sich über 
d'e ihr zuteilgewordene Behandlung zu be-
klagen. Schon im Jahre 1939 wurde der 
Postgebäudeneubau in Mauren beschlossen u. 
gleichfalls wurde beschlossen, die Straße 
Schaanwald-Mauren zu verbessern. Ich habe 
bei der letzten Budgetberatung mich noch ex-
tra erkundigt, ob dieses Straßenstück im Bud-
get inbegriffen sei, was mir bejaht wurde. 
Beide Beschlüsse des Landtages wurden von 
der Regierung nicht ausgeführt. Ich kann 
verstehen, daß die heutige Zeit und die Um-
stände die Regierung veranlassen konnten» 
beschlossene Projekte nicht auszuführen. Die 
Regierung aber hätte das können im Land-
tage vorbringen und das ist in beiden Fällen 
nicht geschehen. Für die Gemeinde Mauren 
ist das vollkommen unverständlich, da die fi-
nanziellen Mittel damals noch vorhanden 
gewesen wären. Ich bin daher genötigt, sol-
gende drei Anträge im Landtage einzubrin-
gen: 

1. Die vorgesehenen Fr. 90,000.— für Stra-
ßenverbesferungen dürfen von der Regierung 
nur verwertet werden mit Zustimmung des 
Landtages. 

2. Es  soll der Beschluß, ein Postgebäude aus 
Landeskosten zu erstellen, aufgehoben wer-
den. Ich bedaure sehr, daß das Projekt nicht 
ausgeführt worden ist. Ich bin aber nicht 
gegen den Bau durch Peter Büchel. 

3. Stelle ich den Antrag, daß das Straßen-
Projekt Mauren-Schaanwald in den Vorder-
grund gestellt werde und -wenn die Finanzen 

des Landes es erlauben, diese Straße in er-
ster Linie gemacht werde. 

Es wurde seinerzeit betont, daß es unver-
ständlich sei. wenn diese schlechte Straßen-
strecke nicht gemacht werde und es wird in 
Mauren ganz und gar nicht verstanden, daß 
trotzdem die Ausführung nicht zustandekam. 
Ich bitte den Hohen Landtag, diese 3 Anträge 
zu genehmigen. 

Präsident: Hiezu ist zu bemerken, daß die 
Kriegsverhältnisse einen Strich durch unsere 
Rechnung gemacht haben. Es  mußten auch 
andere Projekte zurückgestellt werden, wie 
Tunnelbau und andere Straßenbauten. Be-
züglich des Postgebäudebaues konnte zuerst 
in der Platzfrage keine Einigung erzielt wer-
den und es  wurden dem Bauamte Anträge 
auf Bodenkäufe gestellt, die ihm nicht an-
nehmbar erschienen. Unterdessen traten die 
Kriegsvevhältnisse ein und es ist ein Privat-
bau auf Grund einer privaten Initiative er-
baut worden und die Post wird mietweise in 
dieses Haus hineinkommen. Ich habe nichts 
gegen eine Revision des seinerzeitigen Be
schlusses, für mich ist es irrelevant. Man war 
seinerzeit bestrebt, die'Sache m Angriff zu 
nehmen, aber durch die besonderen Umstände 
und dann später durch die Kriegslage und 
die daraus bedingte Finanzlage des Landes 
kam die Sache nicht zustande. 

Wisch Bernhard: Ich möchte der Auffassung 
Ausdruck geben, daß in dem genannten Bei-
trage des Budgets die Fertigstellung der Aeu-
lestraße und die Landstratzenoberflächenbe-
Handlung in Vaduz inbegriffen sind. Es  wä-
re tatsächlich nicht mehr zu früh, wenn diese 
Arbeiten ausgeführt würden, nachdem sie 
schon solange der Fertigstellung harren. Ueb-
rigens hat  Vaduz seinen Kostenbeitrag wie 
auch die objektauslösungen schon längst ge-
leistet. 

Präsident: Ich möchte bitten, bei der heuti-
gen Budgetberatung von einer Beschlußfas-
sung Abstand zu nehmen, wie diese Fr. 90,000 
zu verwenden seien, sonst werden noch ande-
re Wünsche laut werden und dieser Betrag 
würde nicht ausreichen, diese alle zu besrie-
digen. Vielleicht könnte das einer späteren 
Sitzung vorbehalten werden. 

Dr. Bogt: Was die Beschwerde der Gemeiw-
de Mauren betrifft, so muß darauf verwiesen 
wenden, daß die Verwirklichung dieser Pro-
jekte wohl beschlossen worden ist, daß aber 
die Finanzlage des Landes es nicht mehr er-
laubte. Was die Anregung des Abg. Bühler 
wegen der Verwendung» der Fr. 90,000 mit 
Zustimmung des Landtages betrifft, möchte 
ich anfragen, ob das so gemeint ist, daß jede 
kleine Kurvenverbreiterung mit Fr. 1000.— 
Kosten schon der Genehmigung des Landta-
ges bedarf. Sollte hier nicht vielleicht ein 
M'ndestbetrag festgelegt werden. 

Bezüglich des Vorwurfes, daß die fürstliche 
Regierung den Landtag nicht informierte 
über die Nichtdurchführung der Projekte, ist 
zu sagen, daß der Vorwurf eine gewisse Be-
rechtigung hat, andererseits aber wäre es dem 
Abg. Bühler auch jederzeit zugestanden, sich 
darüber zu erkundigen. Was die Aufhebung 
des Beschlusses bezgl. des Postgebäudebaues 
betrifft, kann dies ohne weiteres geschehen, 
da wir alle überzeugt sind, daß ein Postge-
bäudebau auf Kosten des Landes derzeit nicht 
in Frage kommt. Daß die Straßenstrecke 
Mauren-Schaanwald a n  erster Stelle gemacht 
wird, das könnte ich nicht unterstützen, da 
noch dringendere Projekte dazwischen treten 
könnten. Mir scheint überhaupt, daß ein sol
cher Beschluß ziemlich problematischen Cha-
rakter hat. Diesen Beschluß halte ich für ab-
solut unnötig. Das Ganze trägt mehr demon
strativen Charakter. 

Abg. Bühler: Die Ausführungen Dr. Vogts 
haben mich nicht befriedigt. Sie sind absolut 
nicht imstande, meine Ausführungen zu ent-


